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Das Bundeskartellamt hat sich klar posi-
tioniert: Die 50+1-regel der Deutschen 
Fußball Liga (DFL) bleibt im spiel.   Mit 
der 1999 eingeführten regelung macht 
die DFL die Lizenzerteilung davon ab-
hängig, dass der hinter dem Club ste-
hende eingetragene verein über 50 Pro-
zent plus ein stimmrecht an der 
spielbetriebsgesellschaft verfügt. inves-
toren können daher in wichtigen ange-
legenheiten überstimmt werden, was 
eine Beteiligung an Bundesliga-Clubs 
wenig attraktiv macht. Die DFL musste 
sich allerdings im gegenzug verpflich-
ten, die sogenannten Förderausnahmen 
zurückzuführen, von denen bisher die 
„Werksvereine“ Bayer 04 Leverkusen 
und vfL Wolfsburg profitieren. Diese 
beiden ausnahmen können unter be-
stimmten auflagen fortbestehen, für die 
Zukunft darf die DFL allerdings keine 
weiteren Förderausnahmen zulassen. 

nach auffassung des amtes ist die – 
im europäischen vergleich einzigartige 
– Begrenzung der Liga-teilnahme auf
vereinsgeprägte Clubs „unzweifelhaft“
eine Wettbewerbsbeschränkung. aller-
dings ließe sich diese Beschränkung aus
zwei gründen rechtfertigen: der Wah-
rung einer „gewissen ausgeglichenheit
des Wettbewerbs“ und der „vereinsprä-
gung“, die breiten Bevölkerungsschich-
ten die Möglichkeit eröffne, durch die
vereinsmitgliedschaft die geschicke des
Clubs mitzubestimmen. Diese an sich le-
gitimen und verhältnismäßigen sport-
politischen Zielsetzungen würden je-
doch durch die Förderausnahmen
gerade infrage gestellt. Überspitzt könn-
te man sagen, dass das amt die be-
stehende 50+1-regel deshalb als kartell-
rechtswidrig ansieht, weil diese nicht
hinreichend und konsistent wettbe-
werbsbeschränkend ausgestaltet ist.

Die Begründung des amtes wird 
nicht nur auf Zustimmung stoßen. Dass 
die Förderausnahme den betreffenden 
Clubs einen erheblichen Wettbewerbs-
vorteil verschafft hätte, lässt sich an den 
sportlichen ergebnissen nicht ablesen. 
kritiker monieren, dass durch die 50+1-
regel gerade fairer Wettbewerb verhin-

dert wird und die kleineren Clubs keine 
Möglichkeit haben, mithilfe externer in-
vestoren die Lücke zu wirtschaftlich er-
folgreicheren Clubs zu schließen. Das 
Beispiel des von red Bull finanzierten 
rB Leipzig zeigt zudem, dass die 50+1-
regel auch kein garant für basisdemo-
kratische vereinsprägung ist. 

Zu den akten gelegt ist das thema 
jedenfalls nicht. Die um Förderausnah-
men bereinigte 50+1-regel wäre nicht 
die einzige kartellrechtlich zulässige 
Lösung. Der kapitalbedarf deutscher 
Clubs ist nach dem gescheiterten inves-
torenprozess groß, die Dominanz der 
für investoren offenen english Premier 
League wird mit jedem Jahr deutlicher. 
Deutsche und europäische gerichte 
sind an die entscheidung des amtes 
nicht gebunden. aktuelle Beispiele wie 
die european super League zeigen, 
dass Beschwerdeführer häufig den 
schnellstmöglichen Weg nach Luxem-
burg suchen, um die juristischen kern-
fragen im vorabentscheidungsverfah-
ren vor dem eugH klären zu lassen. 

Da die 50+1-regel zur Umsetzung 
der Zusagen gegenüber dem Bundes-
kartellamt ohnehin geändert werden 
muss, könnte sich für die DFL die Mög-
lichkeit eröffnen, die regel für die Zu-
kunft insgesamt neu aufzustellen, so-
dass sie für investoren eine verlässliche 
grundlage für (Minderheits-)Beteili-
gungen an Bundesliga-Clubs bildet. 
Dies könnte etwa dadurch geschehen, 
dass – unter Beibehaltung des Letzt-
entscheidungsrechts des vereins – dem 
externen investor Mitwirkungsrechte 
eingeräumt werden, die auch ein Joint-
venture-Partner erhält, der mit 49 Pro-
zent an einer gemeinsamen gesell-
schaft beteiligt ist. Dazu sollte eine 
Beteiligung an der auswahl des top-
Managements des Clubs ebenso ge -
hören wie ein angemessener katalog 
von  geschäften, die nur mit Zustim-
mung des investors umgesetzt werden 
dürfen.  ingO straUss / sven vÖLCker 
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Bundesliga-Investoren 
bleiben an der Seitenlinie 
Das kartellamt segnet die „50+1“-regel im 
Profifußball ab – doch die Debatte geht weiter. 

I m september tut Österreichs re-
gierung wieder, was auch die 
deutsche gern täte, aber nicht 
kann: sie überweist Millionen 
Bürgern binnen weniger tage 

immer neue kacheln scheinen beim 
Herunterscrollen der app auf: Melde -
register, das juristische informationssys-
tem, die sozialversicherung. Darunter 
be findet sich die elektronische gesund-
heitsakte eLga. Dort liegen der digitale 
impfnachweis und – mit glück – krank-
schreibungen, entlassungsbriefe, Labor- 
und radiologiebefunde aus öffentlichen 
spitälern. rezepte trägt der Patient 
schon lange nur noch im ausnahmefall 
auf Pa pier in die apotheke. 

Dennoch dauert die Digitalisierung 
auch im österreichischen gesundheits-
system vie len zu lange. niedergelassene 
Ärzte sperrten sich mitzumachen. „Man 
muss die Ärzte dazu verpflichten“, sagt 
tursky. gesundheitsdaten seien „der 
nächste Lückenschluss“ in seiner Digital-
agenda. Hier zieht der konservative 
tursky mit dem grünen gesundheitsmi-
nister Johannes rauch an einem strang. 
Der hatte unlängst verlangt: „gesund-
heitsdaten, rezepte, und Befunde müs-
sen über eine Handy-app verfügbar sein 
– so wie Banküberweisungen.“

Mietverträge kann man in Österreich  digital unterschreiben. 
Den Führerschein gibt es digital, bald den Personalausweis in der app 

fürs smartphone. Wien überweist Millionen Bürgern ihre 
CO2-steuergutschrift antragslos. Warum kann Deutschland das nicht? 

Von Andreas Mihm, Wien 

Österreich hängt 
Deutschland ab

Digital ist besser: Mit dem Smartphone lassen sich in Österreich viele Behördengänge erledigen. Foto Bloomberg
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